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FORMBLATT  
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs                   

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB) 
  

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 1 
und 2 

Belang Immissionsschutz 

Vorhaben Bebauungsplan "Energiepark Drebkau" der Stadt Drebkau 

Ansprechpartner*In: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

T25 
 

TOEB@lfu.brandenburg.de 

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen  
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

  

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts 

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen: 

 

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung: 

 

 

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen 

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen 
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b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme: 

 

 

4. Weitergehende Hinweise 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 

Sachstand: 
Mit der Planaufstellung wird seitens der Stadt Drebkau die Bereitstellung geeigneter Flächen für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien unterstützt. Hierfür wird im Auftrag der Firma LEAG Renewables 
GmbH eine insgesamt ca. 131 ha große Fläche südlich der Ortslage Papproth der Stadt Drebkau 
überwiegend als sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung „Erneuerbare Energien“ mit 
mehreren Teilbauflächen (SO ED1 bis SO ED6) festgesetzt. Es handelt sich dabei um 
Rekultivierungsflächen im nördlichen Teil des Tagebaus „Welzow-Süd“, die künftig für die 
Energieerzeugung aus Solar- und Windenergie genutzt werden sollen. 
 
Das Plangebiet befindet sich am südlichen Rand des Territoriums der Stadt Drebkau, westlich und 
östlich der Verbindungsstraße zwischen Drebkau und Spremberg. Die nächstgelegene 
Siedlungsbebauung befindet sich mit der Ortslage Papproth ca. 140 m entfernt nördlich. 
Der Geltungsbereich wird aktuell landwirtschaftlich genutzt. Bei den angrenzenden Flächen handelt 
es sich ebenfalls um landwirtschaftlich genutzte Rekultivierungsflächen. 
 
Der Geltungsbereich ist im aktuell wirksamen Sachlichen Teil-FNP „Windenergienutzung“ der Stadt 
Drebkau nicht als Konzentrationsfläche dargestellt. Eine Änderung des Planes ist vorgesehen.  
 
Stellungnahme: 
Rechtsgrundlage 
Gemäß § 50 Satz 1 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine 
bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche 
Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikel 3 Nummer 13 der Richtlinie 
2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich oder 
überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, 
insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem 
Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und 
öffentlich genutzte Gebäude, soweit wie möglich vermieden werden.  
 
Die Planunterlagen zum Vorentwurf vom Dezember 2024 wurden hinsichtlich Anforderungen an den 
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vorbeugenden Immissionsschutz geprüft. Danach werden für die weitere Planaufstellung, 
insbesondere für die Erarbeitung des Umweltberichtes nachfolgende Hinweise und Anforderungen 
übermittelt. 
 
1. Solarenergienutzung 
 
Lichtemissionen 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen (PV-Anlage) sind nach § 22 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) nicht genehmigungsbedürftige Anlagen, die so zu errichten und zu betreiben sind, dass 
nach dem Stand der Technik vermeidbare schädliche Umweltbeeinträchtigungen verhindert werden. 
Durch PV-Anlagen entstehen Lichtimmissionen, die zu schädlichen Blendwirkungen in der näheren 
Umgebung führen können. Auch wenn aufgrund der bestehenden Abstandsverhältnisse im 
vorliegenden Planungsfall aufgrund der bestehenden Abstandsverhältnisse von 700 m und größer 
zum nächstgelegenen Siedlungsbereich keine Blendwirkungen für vorhandene Wohnnutzungen zu 
erwarten sind, sollten in den Umweltbericht entsprechende Aussagen und Bewertungen im Hinblick 
auf das Schutzgut Mensch eingearbeitet werden. Hierzu wird auf die Leitlinie des Ministeriums für 
Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz Brandenburg zur Messung und Beurteilung von 
Lichtimmissionen (Licht-Leitlinie) vom 16. April 2014 hingewiesen. 
 
Auswirkungen schwerer Unfälle (Störfall) 

Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 
zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 
3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufenen Auswirkungen auf 
schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich vermieden werden. Diese Forderung gilt als erfüllt, 
wenn die nach dem Leitfaden KAS-18 „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen 
nach der Störfallverordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplan-Umsetzung 
§ 50 BImSChG“ ermittelten Achtungsabstände eingehalten werden. 
 
Hierzu wird darauf aufmerksam gemacht, dass aufgrund der im Bebauungsplan zugelassenen 
Nebenanlagen zur Speicherung von Energie auch Aussagen zur Art und Größe der Speicherung in 
den Umweltbericht eingearbeitet werden sollten. Es wird der Vollständigkeit halber darauf 
hingewiesen, dass die Produktion von Wasserstoff in industriellem Umfang gem. Nr. 4.1.12 des 
Anhang 1 der 4.BImSchV (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen) grundsätzlich 
genehmigungspflichtig ist. Die Lagerung von >3t Wasserstoff stellt eine genehmigungsbedürftige 
Anlage gem. Nr. 9.3 i. V. m. Anhang 2 der 4. BImSchV dar. Ab einer Lagermenge >5t fällt die 
Lagerung von Wasserstoff in den Bereich der Störfallverordnung. 
 
Geräuschimmissionen 
Zu den vom Betrieb der erforderlichen Wechselrichterstationen und Transformatoren 
hervorgerufenen Geräuschimmissionen sollten ebenfalls Aussagen und Bewertungen in den 
Umweltbericht eingearbeitet werden.  
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2. Windenergienutzung 
Grundsätzlich wird im Land Brandenburg für die Errichtung von Windenergieanlagen (WEA) auf die 
Beachtung eines Siedlungsabstandes von 1.000 m orientiert. Dieser Abstand wird mit der im 
Vorentwurf gekennzeichneten Teilfläche SO ED5, die der Errichtung von WEA dienen soll nicht 
gewährleistet. Für die Umsetzbarkeit der Planung sind daher im Zuge der Umweltprüfung 
entsprechende Fachgutachten zu erarbeiten. Hierbei sind ggf. Referenzanlagen zu berücksichtigen. 

 Geräuschimmissionsprognose nach TA Lärm unter Anwendung des WKA-
Geräuschimmissionserlasses des Landes Brandenburg vom 24.02.2023  

 Schattenwurfimmissionsprognose mit Worst-Case-Annahmen (anhand maximal möglicher Höhe 
mit maximal möglichem Rotordurchmesser auf Grundlage der WEA-Schattenwurf-Leitlinie vom 
28.02.2015) 
 

3. Umweltbericht 
Die immissionsrelevanten Auswirkungen der geplanten Sondergebiete sind in Bezug auf 
Lichtemissionen, den Schallschutz, auf den Schattenwurf und auf das Gefährdungspotential im 
Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Dabei sind alle relevanten Vorbelastungsanlagen 
einschließlich Planungen im näheren Umfeld zu berücksichtigen.  
 
Die Ergebnisse der erarbeiteten Gutachten bzw. Ermittlungen sind in den Planungsunterlagen 
detailliert zu erörtern und zu bewerten. Ggf. sind geeignete Festsetzungen zur Begrenzung der 
Lichtimmissionen, der Schallemissionen und des Schattenwurfes sowie zur Vermeidung 
tieffrequenter Geräusche in die Planunterlagen einzuarbeiten. 
 

Die überarbeiteten und ergänzten Planunterlagen sind zur erneuten Stellungnahme zu übergeben. 

 
 
 
Dieses Dokument wurde am 14.02.2025 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
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BPM Ingenieurgesellschaft mbH 
Frau L. Kern 
Büro Dresden: Ammonstraße 70 
01067 Dresden 

 Bearb.:  
Gesch-Z.:LFU-TOEB-
3700/431+19#71073/2025 
Hausruf:  
Fax:  
Internet:  www.lfu.brandenburg.de  
TOEB@LfU.Brandenburg.de 

Cottbus, 17.02.2025  

Bebauungsplan "Energiepark Drebkau" der Stadt Drebkau 
Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 
 
Eingereichte Unterlagen: 
 - Anschreiben vom 17.12.2025 
 - Begründung mit Umweltbericht, 12/2024 
 - Artenschutzfachbeitrag, 05.09.2024 
 - Planzeichnung, 12/2024 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 
Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Was-
serwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes 
gemäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Um-
welt (LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung wird 
für die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung bei-
liegende Stellungnahme der Fachabteilung Immissionsschutz übergeben. Die 
Fachabteilung Wasserwirtschaft zeigt keine Betroffenheit an. Die fachliche Zu-
ständigkeit für den Naturschutz obliegt der unteren Naturschutzbehörde des 
Landkreises Spree-Neiße. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 
Dieses Dokument wurde am 17.02.2025 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 
gültig. 



   

LANDBRANDENBURG Landesamt für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe 

 

LBGR  1  Postfach  100933  1  03009 Cottbus 

BPM Ingenieurgesellschaft mbH 
Niederlassung Dresden 
Ammonstraße 70 
01067 Dresden 

Inselstraße  26 
03046 Cottbus 

Bearb.: 
Gesch.-Z.: 74.21.44-24-738 
Telefon:  
Telefax: 
E-Mail: 	Ibgr@Ibgr.brandenburg.de  
Internet: 	www.lbgr.brandenburg.de  

Cottbus, . Januar 2025 

Vorentwurf zum Bebauungsplan „Energiepark Drebkau", Stadt Drebkau 

Ihr Schreiben (E-Mail) vom 17. Dezember 2024 — Kern 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der o.g. Planungsbereich befindet sich vollständig innerhalb des Beeinflussungs-berei-
ches der durch den Braunkohlenbergbau hervorgerufenen Grundwasserabsenkung und 
des unter Bergaufsicht stehenden Betriebsplanes des Tagebaus Welzow-Süd der  Lausitz  
Energie Bergbau AG (LEAG),  Cottbus.  
Darüber hinaus befinden sich innerhalb des Vorhabensbereiches linear angeordnete 
Brunnengalerien, welche zur Entwässerung des Tagebauvorfeldes und anschließend zur 
Grubenwasserhaltung angelegt worden sind. 

Weder den Antragsunterlagen, noch dem LBGR, liegen die erforderliche, aktuelle Stel-
lungnahme/Anzeige bzw. die Zustimmung des Bergbauunternehmers zum Planvorhaben 
bei bzw. vor. 

Nach Eingang der Antwort wird sich das LBGR zum geplanten Vorhaben abschließend 
äußern. 

Freundliche Grüße 
Im Auftrag 

Überweisungen an: 
Landesbank Hessen—Thüringen 
Kontoinhaber: Landeshauptkasse Potsdam 
Konto-Nr.: 	7 110 401 747 	 IBAN: 	DE43 3005 0000 7110 4017 47 
Bankleitzahl: 300 500 00 	 BIC-Swift: 	WELADEDDXXX 
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Kern Lydia

Von:
Gesendet: Montag, 27. Januar 2025 16:19
An: Kern Lydia
Betreff: Fw-2: Bebauungsplan "Energiepark Drebkau"

Stellungnahme 004-2025 
 
Sehr geehrte Frau Kern, 
 
an der nördlichen Grenze des Bearbeitungsgebietes befindet sich der Nordgraben. Von diesem ist zum Zweck der 
Gewässerunterhaltung ein Abstand von 5 m von der Böschungsoberkante freizuhalten. Ansonsten gibt es im 
Bearbeitungsgebiet keine weiteren Gewässer. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

  

  

Gewässerverband Spree-Neiße 

Am Großen Spreewehr 8 

03044 Cottbus 

  

Tel.:  0355 289137-101 

Fax.: 0355 289137-111 

Handy: 01702882300 

  

web: www.spngew.de 

  

  

Original Message processed by

Bebauungsplan "Energiepark Drebkau" 23. Januar 2025, 11:49 Uhr 

Von Kern Lydia  
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An info@spngew.de 

Cc Menzeln@drebkau.de 

 

An die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit der Bitte um 
Weiterleitung bei Nichtzuständigkeit an die zuständigen Stellen. 
  
VORENTWURF zum Bebauungsplan „Energiepark Drebkau“  
  
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB sowie Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB 
  
Sehr geehrte Damen und Herren,  
  
die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Drebkau/Drjowk hat in ihrer öffentlichen Sitzung am 
11.10.2022 mehrheitlich die Aufstellung des Bebauungsplans „Energiepark Drebkau“ gemäß § 2 Abs. 1 S. 
1 BauGB beschlossen (Beschluss Nr. 73/2022). Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt im 
zweistufigen Regelverfahren. 
  
Das Plangebiet mit einer Fläche von ca. 131 ha befindet sich in der Gemarkung Jehserig auf den Fluren 4, 
5 und 7.  
  
Planungsziel ist die Errichtung eines Energieparks zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien. 
Die Flächen sollen nach § 11 BauNVO als sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
„Erneuerbare Energien“ ausgewiesen werden. 
  
Der Vorentwurf für den Bebauungsplan in der Fassung vom Dezember 2024 ist in der Zeit vom 06.01.2025 
bis zum 06.02.2025 im Internet im zentralen Landesportal für 
Bürgerbeteiligungen https://bb.beteiligung.diplanung.de/ unter sowie im Internetportal der Stadt 
Drebkau/Drjowk unter https://www.drebkau.de/news/index.php?rubrik=872eingestellt und für jedermann 
abrufbar.  
  
Bestandteile der Unterlagen zum Vorentwurf des Bebauungsplans „Energiepark Drebkau“ in der Fassung 
vom Dezember 2024: 

 Planzeichnung 
 Textliche Festsetzungen 
 Hinweise 
 Begründung  
 Umweltinformationen mit Anlagen A1-A4 

  
Im Rahmen der Stellungnahme des Wasser- und Bodenverbands „Oberland Calau“ wurden wir über Ihre 
Zuständigkeit für das Plangebiet informiert. Im Auftrag der Stadtverwaltung Drebkau/Drjowk bitten wir Sie 
daher, Ihre Stellungnahme bis spätestens zum 06.02.2025 abzugeben, soweit Ihr Aufgabenbereich 
dadurch berührt ist. Die Stellungnahmen sollen nach § 4 Abs. 2 BauGB vorrangig elektronisch übermittelt, 
können bei Bedarf aber auch auf anderem Wege abgegeben werden.  
  
Ihre Stellungnahme richten Sie bitte an: 
BPM Ingenieurgesellschaft mbH 
Frau L. Kern 
Büro Dresden: Ammonstraße 70 
01067 Dresden 
bzw. l.kern@bpm-ingenieure.de  
CC:  d.gerges@bpm-ingenieure.de  
  
Bitte erteilen Sie auch Auskunft über von Ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung, soweit diese für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung des Gebietes bedeutsam sein könnten. Des Weiteren bitten wir um interne Beteiligung der 
betroffenen Referate nach Erfordernis. Gleichzeitig bitten wir Sie um Äußerung im Hinblick auf den 
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erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aus Sicht Ihres fachlichen 
Zuständigkeitsbereichs. Wir machen darauf aufmerksam, dass für wesentlich erachtete umweltbezogene 
Stellungnahmen im weiteren Verfahren veröffentlicht werden können. 
  
Sollten Sie ein Printexemplar benötigen oder zukünftig die Beteiligung über eine andere E-Mail-Adresse 
bevorzugen, setzen Sie uns diesbezüglich bitte in Kenntnis. 
  
Bitte beachten Sie, dass nicht rechtzeitig abgegebene Stellungnahmen nach § 4a Abs. 5 BauGB bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können. Es wird darauf hingewiesen, 
dass ein Antrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen 
geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
  
Zur Klärung auftretender Fragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
  
  
  
Mit freundlichen Grüßen 
  
M. Sc. Lydia Kern 
Projektingenieurin Bauleitplanung 
 
Telefon: +49 351 21788698 
E-Mail: l.kern@bpm-ingenieure.de 
www.bpm-ingenieure.de 
 
BPM Ingenieurgesellschaft mbH 
Büro Dresden 
Ammonstraße 70 
01067 Dresden 
 
Geschäftsführung: M. Sc. René Bernhard, Dipl.-Ing. Burkhard Schuldt, Dipl.-Ing. Frank Köhler  
Prokuristen: Dipl.-Ing. Thomas Grambow, M. Sc. Bettina Hermann 
  
Registergericht AG Chemnitz HRB 26040 

 
  
  
Diese Nachricht und/oder Anhänge sind vertraulich und können der Geheimhaltungspflicht unterliegen. Wenn Sie nicht der vorgesehene Adressat sind, weisen wir Sie hiermit darauf hin, dass 
jegliche Nutzung, Weiterleitung und Kopien unzulässig sind. Benachrichtigen Sie uns bitte unverzüglich per E-Mail und löschen Sie diese Nachricht und/oder Anhänge aus Ihrem System. This mail 
and/or attachments are confidential and may also be legally privileged. If you are not the intended recipient, you are hereby notified, that any review, dissemination, distribution or copying of this 
email and/or attachments is strictly prohibited. Please notify us immediately by email and delete this message and all its attachments. 
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